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 „2018
Tsd. EUR

Verpflichtungsermächtigung 700,0
Davon zur Zahlung fällig im 
Haushaltsjahr 2022 ...........................bis zu 400,0
Haushaltsjahr 2023 ...........................bis zu 300,0“

statt
zu setzen

 „2018
Tsd. EUR

Verpflichtungsermächtigung 20.600,0
Davon zur Zahlung fällig im 
Haushaltsjahr 2019 ...........................bis zu 2.000,0
Haushaltsjahr 2020 ...........................bis zu 4.100,0
Haushaltsjahr 2021 ...........................bis zu 7.200,0
Haushaltsjahr 2022 ...........................bis zu 5.100,0
Haushaltsjahr 2023 ...........................bis zu 2.200,0“

statt
zu setzen
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„2018
Tsd. EUR

Verpflichtungsermächtigung 250,0
Davon zur Zahlung fällig im 
Haushaltsjahr 2019 ...........................bis zu 250,0“
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B e r i c h t

Der Ausschuss für Finanzen hat den Einzelplan 08 – Ministerium für Ländlichen
Raum und Verbraucherschutz des Staatshaushaltsplans für die Haushaltsjahre
2018/ 2019 in seiner 24. Sitzung am 29. November 2017 beraten. 

In die Beratung einbezogen wurde auch die Mitteilung des Ministeriums für Fi-
nanzen vom 8. November 2017 betr. Beschäftigungsbedingungen, Bezüge, Dota-
tionen und Ausstattung der vom Land Baden-Württemberg aufgrund außertarif -
licher Sonderverträge Beschäftigten – Drucksache 16/3019, soweit sie den Einzel-
plan 08 berührt.

Die zu dieser Einzelplanberatung schriftlich eingebrachten Änderungsanträge
08/1 bis 08/23 sind diesem Bericht beigefügt (siehe Anlagen).
Der Vorsitzende begrüßt die Vertreterinnen und Vertreter des Ministeriums für
Ländlichen Raum und Verbraucherschutz. Er gibt bekannt, Minister Hauk werde
später eintreffen.

Der Berichterstatter legt dar, mit einem Volumen in Höhe von 814 Millionen € im
Jahr 2018 bzw. 828 Millionen € im Jahr 2019 sei der Haushalt des Ministeriums
für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz (MLR) eher einer der kleineren
Etats. 

Sowohl für 2018 als auch für 2019 würden die Einsparauflagen in Höhe von 
11,3 Mil lionen € bzw. 22,7 Millionen € erfüllt. Bis auf zusätzliche globale Min-
derausgaben in Höhe von 3,4 Millionen € bzw. 9,6 Millionen € seien diese struk-
turellen Ein sparungen vollständig konkret in einzelnen Positionen im Einzelplan
abgebildet worden. Da neben den erheblichen Mitteln zur Kofinanzierung von
EU-Mitteln und Bundesmitteln sowie den Verwaltungsbereichen nicht mehr viel
bleibe, sei dies eine entsprechende Herausforderung für das Ministerium gewesen. 

Dabei weise der Etat des MLR einige Besonderheiten auf:

Erstens: Das Ministerium für Ländlichen Raum bilde eine Querschnittsaufgabe
ab. Unmittelbar zeige sich dies lediglich an Kapitel 0803 – Ländlicher Raum,
Ernäh rung und Landwirtschaft – Titelgruppe 88 – Kabinettsausschuss Ländlicher
Raum – mit 500 000 €. Die Querschnittsaufgabe an sich spiegle sich im gesamten
Haushalt wider. 

Zweitens: Das Ministerium sei neben den Mitteln, die im Haushalt selbst abgebil-
det seien, zudem für die Abwicklung der Direktzahlungen von EU-Mitteln für die
Landwirtschaft in Höhe von 400 Millionen €, der sogenannten ersten Säule, ver-
antwortlich. Für diese Aufgabe ergäben sich durch Prozessanpassung und -über -
wachung gemäß EU-Vorgaben Mehrausgaben in Höhe von 7 Millionen € pro
Jahr. Hinzu kämen die Übertragung der IT an BITBW und zusätzlich sieben bzw.
elf Stellen für Informationssicherheit. In der Summe handle es sich um 4,1 bzw.
10 Mil lionen € extra. 

Drittens: Im Etat des MLR würden in Kapitel 0802 – Allgemeine Bewilligungen
– EU-Mittel in erheblicher Höhe vereinnahmt und dort auch direkt wieder veraus-
gabt. Es handle sich um 105,5 bzw. 106 Millionen € im Jahr 2018 bzw. im Jahr
2019 aus den ELER-Mitteln, hier bekannt unter dem Namen „Maßnahmen- und
Entwicklungsplan Ländlicher Raum Baden-Württemberg 2014–2020 (MEPL
III)“. Hinzu kämen weitere 35,9 bzw. 36,6 Millionen € aus den EFRE-Förderun-
gen „Innovation und Energiewende“. Für diese beiden Programme sei zwingend
eine Kofinan zierung erforderlich. Diese Kofinanzierung erfolge, was das MLR
angehe, überwiegend in Kapitel 0803 – Ländlicher Raum, Ernährung und Land-
wirtschaft – und in Kapitel 0804 – Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der Agrar -
struktur. Von den EFRE-Mitteln – der Einfachheit halber stelle er nun nur die
Zahlen für 2018 dar – würden allerdings 14,4 Millionen € für das Wirtschafts -
ministerium, 7,2 Millionen € für das Umweltministerium und 7,2 Millionen € für
das Wissenschaftsministerium verwendet. Entsprechend fänden sich die Kofinan-
zierungsanteile dann in Kapiteln der Etats der genannten Ministerien. 

In Kapitel 0804 fänden sich zudem quasi ausschließlich die sogenannten GAK-
Mittel des Bundes, die im Verhältnis 60 : 40 vom Land ebenfalls in diesem Kapi-
tel kofinanziert würden. 
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An einem Punkt verdeutliche er exemplarisch, wie die Kofinanzierung abgebildet
werde. Für das Förderprogramm für Agrarumwelt, Klimaschutz und Tierwohl
(FAKT) fänden sich 44,9 Millionen € und 48,9 Millionen € in Kapitel 0803, je-
weils weitere 42,27 Millionen € kämen von der EU und fänden sich dement -
sprechend in Kapitel 0802 – Allgemeine Bewilligungen – unter Titelgruppe 90 –
Maßnahmen- und Entwicklungsplan Ländlicher Raum Baden-Württemberg
2014–2020 (MEPL III). Schließlich fänden sich 19 Millionen € an GAK-Mitteln
in Kapitel 0804; hiervon trage der Bund dementsprechend 60 %. Mit diesen Mit-
teln werde eine natur nahe Landwirtschaft, etwa mit Begrünungsmaßnahmen, ge-
fördert. Insbesondere für die relativ kleinteilige hiesige Landwirtschaft und den
Naturschutz seien diese Mittel daher wesentlich. Gerade vor dem Hintergrund der
Biodiversität gebe es 8 Millionen € im Jahr 2018 bzw. 12 Millionen € im Jahr
2019 zusätzlich für dieses Programm. Der Presse sei bereits zu entnehmen gewe-
sen, dass darüber hinaus zusätz liche Mittel insbesondere für den Bereich der
 Biodiversität hinzukämen. Der Änderungsantrag 08/13 sehe eine Mittelauf-
stockung um knapp 3 bzw. 4 Millionen € für FAKT und zusätzliche Mittel in
 Kapitel 0803 Titelgruppe 80 – Biodiversität – vor. 

Zur weiteren Komplexität des Einzelplans 08 trage bei, dass vor allem im Bereich
des Entwicklungsprogramms Ländlicher Raum (ELR) in Kapitel 0803 – Länd -
licher Raum, Ernährung und Landwirtschaft – fast ausschließlich Mittel aus dem
Kommunalen Investitionsfonds (KIF) verausgabt würden. Dies bedeute, dass die
zusätzlichen 13,5 bzw. 29 Millionen €, die sich hier fänden, quasi aus kommuna-
len Mitteln stammten. Auf diese Mittel könne bei Einsparverpflichtungen nicht
zurück gegriffen werden. Konkret gehe es bei dem Entwicklungsprogramm Länd-
licher Raum, das für den ländlichen Raum enorm wichtig sei, um die Schwer-
punkte Wohnen, Grundversorgung und Arbeiten im ländlichen Raum. 

Nicht mehr im Haushalt abgebildet sei das EU-Schulobstprogramm. Sowohl die
Einnahmen als auch die Ausgaben in Höhe von 7,5 Millionen € würden jetzt als
 Direktzahlungen der EU über den Bundeshaushalt abgewickelt. 

Kleinere Haushaltspositionen in Kapitel 0802 seien beispielsweise 500 000 € für
die Tierheimförderung, 1,6 Millionen € aus der Jagdabgabe für die Förderung des
Jagd wesens und 1 Million € aus der Fischereiabgabe. 

Im Einzelplan 08 seien somit die meisten Mittel fest vorgegeben. Hierzu zählten
Verwaltungsausgaben, Pensionsausgaben, EU-Mittel und Bundesmittel mit Ko -
finanzierung sowie KIF-Mittel. Wenn die Landwirtschaft beispielsweise im Falle
von Naturkatastrophen oder dem Auftreten einer Schweinepest finanziell unter-
stützt werden müsse, könnten die dafür nötigen Mittel daher nicht durch Um-
schichtungen allein aus dem Haushalt des MLR generiert werden. Aufgrund des-
sen sei es absolut folgerichtig, dass ein Änderungsantrag eingebracht worden sei,
der vorsehe, für einen Teilausgleich der Frostschäden 50 Millionen € einzustellen. 

Ein Rückgang von 22,5 Millionen € im Jahr 2018 auf 17,5 Millionen € im Jahr
2019 finde sich bei der Schutzgebiets- und Ausgleichsverordnung (SchALVO).
Bei diesem Programm erhielten die Bewirtschafter einen pauschalen finanziellen
Ausgleich für einschränkende Maßnahmen, was die Verwendung von Pflanzen -
schutz mitteln und vor allem Nitrat angehe. In diesem Bereich sei Baden-Würt-
temberg seit sehr langer Zeit Vorreiter. Der Erfolg des genannten Programms las-
se sich daran erkennen, dass in Baden-Württemberg die Grenzwerte für Nitrat-
konzentrationen verglichen mit anderen Teilen Deutschlands viel seltener und in
deutlich geringerem Maß überschritten würden. Inzwischen seien frühere Frei -
willigkeitsleis tungen bundesgesetzlich vorgeschrieben. Daher sei ein Ausgleich
mit Landesmitteln nicht mehr möglich. Dies erkläre den Rückgang der Mittel im
Rahmen von SchALVO. 

Auch die Mittel für Landes- und Bundesgartenschauen seien im Etat des MLR
veranschlagt. Dabei gehe es um die Bundesgartenschau in Heilbronn und zukünf-
tig auch die in Mannheim. 

Nun komme er auf die „einfacheren“ Kapitel zu sprechen. In Kapitel 0806 – Ver-
messung und Flurneuordnung – fänden sich die Ausgaben für Vermessung und
Flurneuordnung, im Wesentlichen das entsprechende Personal und ein Zuschuss
von 45 Millionen € an das Landesamt für Geoinformation und Landentwicklung. 
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Als Berichterstatter erlaube er sich den grundsätzlichen Hinweis, dass im Haus -
haltsplanentwurf bei fast allen Landesbetrieben die Istzahlen für 2015 fehlten. An
allen anderen Stellen im Haushaltsplan hingegen seien die Istwerte für 2015 und
2016 abgebildet. Daher bitte er das Finanzministerium, in zukünftigen Haus -
haltsplänen, wenn dies ohne einen besonders großen Aufwand zu bewerkstelligen
sei, auch bei den Landesbetrieben jeweils die Istzahlen für zwei Jahre darzustellen. 

Er fährt fort, in Kapitel 0806 seien mit jeweils 2,5 Millionen € zum ersten Mal
 Mittel für die Instandsetzung von landwirtschaftlichen Wegen eingestellt. 

Die ursprünglich acht Landesanstalten seien zur Vereinfachung in vier Fachzen-
tren – Fachzentrum Agrarmanagement, Fachzentrum Pflanze, Fachzentrum Son -
der kulturen und Fachzentrum Tier – zusammengefasst worden. Hier werde in der
Bewirtschaftung kontinuierlich im Grunde am Bestand eingespart mit einem ent-
sprechenden Stellenabbau. Gleichzeitig finde hier aber Forschung für die Zu kunft
der Landwirtschaft und des ländlichen Raums statt. In der Öffentlichkeit sei we-
nig bekannt, dass es sich im Grunde um die Bereiche handle, die in der Digita -
lisierung zum Teil sehr weit fortgeschritten seien. Dabei gehe es etwa um Land-
wirtschaft 4.0, um die Nutzung und Vernetzung von Satelliten- und Oberflächen -
daten, die passgenaue und damit deutlich reduzierte Nutzung z. B. von Düngemit-
teln sowie die komplett automatisierte Steuerung landwirtschaftlicher Maschinen
bis hin zum Einsatz von Drohnen an Steillagen. Hinzu kämen E-Government 
– Anträge könnten nun elektronisch gestellt werden – und die Digitalisierung im
Bereich der landwirtschaftlichen Ausbildung. Mit Projekten wie „Digitale Dör-
fer“, „Erreichbarkeitssicherung im Ländlichen Raum“, „Attraktive Orte im Länd-
lichen Raum“ setze das MLR auch mit Mitteln aus der Digitalisierungsoffensive,
die zum Teil im Einzelplan 12 veranschlagt seien, auf die Zukunft. 

In den Kapiteln 0826 – Veterinärwesen – und 0827 – Chemische und Veterinär -
untersuchungsämter – fänden sich die Mittel für den Verbraucherschutz. Der Ver-
braucherschutz sei ein Kernthema des Ministeriums für Ländlichen Raum und
Verbraucherschutz. Eine besondere Herausforderung stelle dabei die zunehmende
Globalisierung bei Lebensmitteln und Bedarfsgegenständen dar. Notwendig sei
daher eine effektive, auf einer zielgerichteten Risikoanalyse basierende staatliche
Überwachung unter dem Stichwort „Vom Acker bis zum Teller“.

Nicht unerwähnt dürfe an dieser Stelle bleiben, dass in den letzten Jahren zwar
auf der Ebene der Landratsämter durchaus zusätzliche Stellen für Kontrollen ge-
schaffen worden seien. Zu gewissen Teilen seien die Ressourcen allerdings nicht
auf der Ebene der Regierungspräsidien und im Ministerium nachgezogen worden.
Für spezielle Analysen wären diese Ressourcen erforderlich. Zudem würde bei
größeren Herausforderungen wie etwa dem Ausbruch einer Tierseuche oder ent-
sprechenden Verdachtsfällen, die es immer häufiger gebe, das vorhandene Perso-
nal sehr knapp, da dieses nur für den absoluten Basisbetrieb vorgesehen sei. Ge-
nau darauf rea gierten die Regierungsfraktionen heute mit entsprechenden Ände-
rungsanträgen. 

In Kapitel 0831 – Allgemeine Bewilligungen der Landesforstverwaltung –, in
 Kapitel 0833 – ForstBW – und in Kapitel 0835 – Forstliche Versuchs- und For-
schungsanstalt – seien die Forstverwaltung und -wirtschaft des Landes abgebildet.
Zum einen würden hier z. B. die Kapazitäten zur Erstellung der Forsteinrichtungs-
pläne der Kommunen abgebildet, und zum anderen finde sich hier der Landes -
betrieb ForstBW. Das Kartellverfahren zur gemeinsamen Nadelstammholzver-
marktung und die Änderung des Bundeswaldgesetzes stellten die Organisation
der Forstverwaltung Baden-Württemberg vor eine umfassende Neugestaltung.
Die Forstverwaltung solle dann auch weiterhin flächendeckend hoheitlich tätig
sein, beraten und staatliche forstliche Betreuungsangebote auch im Nichtstaats-
wald schaffen. Daneben übernehme dann eine rechtlich selbstständige Anstalt des
öffentlichen Rechts die Staatswaldbewirtschaftung. Die Umstellung auf diese
neue Organisationsform sei für den 1. Juli 2019 vorgesehen und betreffe damit
das Haushaltsjahr 2019. 

Abschließend weise er noch darauf hin, dass im Einzelplan 12 drei Maßnahmen
aus dem Bereich des Ministeriums für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz –
Vornahme von Ersatzinvestitionen – enthalten seien. 
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Der Vorsitzende begrüßt Finanzministerin Sitzmann und erinnert daran, die Frak-
tionen seien übereingekommen, hier im Ausschuss keine allgemeinen grundsätz -
lichen Erklärungen abzugeben. Diese sollten vielmehr der Beratung der Einzel -
etats im Plenum vorbehalten bleiben.

Im Folgenden rufe er die einzelnen Kapitel sowie die diesbezüglich vorliegenden
Anträge auf. Anschließend bestehe die Gelegenheit, sich dazu zu äußern. Am
 Ende der Diskussion lasse er über das aufgerufene Kapitel und die dazu gegebe-
nenfalls eingebrachten Anträge abstimmen.

Der Ausschuss nimmt von der Mitteilung Drucksache 16/3019, so-
weit diese den Einzelplan 08 betrifft, ohne Widerspruch Kenntnis.

Ferner nimmt der Ausschuss vom Vorwort, von den produktorien-
tierten Informationen sowie der grafischen Übersicht der Fach-
bzw. Servicebereiche ohne Widerspruch Kenntnis.

Kapitel 0801

Ministerium

Dem Änderungsantrag 08/7 wird mehrheitlich zugestimmt.

Kapitel 0801 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 0802

Allgemeine Bewilligungen

Den Änderungsanträgen 08/8 und 08/9 wird jeweils mehrheitlich
zugestimmt.

Den Änderungsanträgen 08/10, 08/11 und 08/12 stimmt der Aus-
schuss jeweils einstimmig zu.

Kapitel 0802 mit den beschlossenen Änderungen einstimmig ge-
nehmigt.

Kapitel 0803

Ländlicher Raum, Ernährung und Landwirtschaft

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 08/13, 08/14, 08/15, 08/4, 08/16,
08/17 und 08/18 mit zur Beratung auf.

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU verweist zum Änderungsantrag 08/13,
der die Biodiversität betreffe, auf seine Ausführungen als Berichterstatter. 

Zum Änderungsantrag 08/14 teilt er mit, es sei wichtig, auf die Regionalkam -
pagne „Natürlich. VON DAHEIM“ hinzuweisen und noch mehr regionale Le-
bensmittel zu verwenden. Hierauf sollte nach Ansicht der CDU besonders viel
Aufmerksamkeit gelegt werden.

Er fährt fort, der Änderungsantrag 08/15 ziele u. a. darauf, alte Kulturpflanzen
durch den Aufbau und Betrieb einer Gendatenbank zu erhalten. Hierzu weise er
darauf hin, dass manche Apfelsorten fast in Vergessenheit geraten seien. Auch
entfalteten Monokulturen angesichts von Klimaänderungen nicht unbedingt eine
große Widerstandskraft. 

Mit dem Änderungsantrag 08/16 begehrten die Grünen und die CDU eine Er-
höhung der Ansätze in Titel 892 78 – Zuschüsse für Investitionen an private Un-
ternehmen –, um Zuschüsse für die Baumaßnahmen der Badischen Imkerschulen
in Oberentersbach und Heidelberg zu gewähren, bei denen Sanierungsbedarf be-
stehe. Den Imkerschulen komme für die steigende Zahl an ehrenamtlich oder
 nebenberuflich tätigen Imkern und damit auch mit Blick auf die Biodiversität eine
große Bedeutung zu.
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Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP teilt zum Änderungsantrag 08/13
der Grünen und der CDU mit, grundsätzlich halte er es für sehr positiv, wenn
neue Maßnahmen beispielsweise im Rahmen von FAKT geschaffen würden. Je-
doch würde eine Annahme dieses Änderungsantrags gewisse Bevorzugungen be-
deuten. Daher werde sich die FDP/DVP bei der Abstimmung über den Ände-
rungsantrag 08/13 der Stimme enthalten.

Mit Blick auf den Änderungsantrag 08/14 der Regierungsfraktionen führt er aus,
die Regionalkampagne „Natürlich. VON DAHEIM“ sei sehr positiv zu bewerten.
Allerdings störe sich die FDP/DVP daran, dass mit einer Annahme des genannten
Änderungsantrags beispielsweise durch zusätzliche Vorschriften für landeseigene
Kantinen eine gewisse Bevorzugung verbunden wäre. Gern hätte die FDP/DVP
dem Änderungsantrag 08/14 zugestimmt. Vor dem Hintergrund des Vorgebrach-
ten müsse sich die FDP/DVP bei der Abstimmung allerdings der Stimme ent -
halten.

Er fährt fort, den Änderungsantrag 08/15 werde die FDP/DVP ablehnen. Zustim-
men werde seine Fraktion hingegen dem Änderungsantrag 08/4, der eine Er-
höhung der Mittel für die Verbraucherzentrale Baden-Württemberg vorsehe.
Denn diese Einrichtung leiste eine gute Arbeit. Einer Abgeordneten der Fraktion
GRÜNE spreche er dafür, dass sie seitens der Grünen das Thema Verbraucher-
schutz sehr engagiert begleite, ausdrücklich einen Dank aus.

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD legt dar, mit ihrem Änderungsantrag 08/4
beantrage seine Fraktion, die Zuschüsse an die Verbraucherzentrale Baden-Würt-
temberg im Jahr 2018 um 1 Million € und im Jahr 2019 um eine weitere Million
zu erhöhen. Denn die Verbraucherzentrale müsse in der guten Arbeit, die sie
 leiste, weiter vorankommen. Auch würden in der Fläche mehr Anlaufstellen für
die Verbraucherberatung benötigt. Dabei gehe es auch darum, im Bereich der Ge-
sundheitsdienste verstärkt Rechtsberatung anbieten zu können. 

Dem Änderungsantrag 08/13 wird mehrheitlich zugestimmt.

Dem Änderungsantrag 08/14 wird einstimmig bei einigen Enthal-
tungen zugestimmt.

Der Ausschuss stimmt dem Änderungsantrag 08/15 mehrheitlich
zu.

Der Änderungsantrag 08/4 wird mehrheitlich abgelehnt.

Dem Änderungsantrag 08/16 wird einstimmig bei einigen Enthal-
tungen zugestimmt.

Der Ausschuss stimmt den Änderungsanträgen 08/17 und 08/18
 jeweils einstimmig zu.

Kapitel 0803 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Der Vorsitzende teilt mit, zu den

Kapiteln 0804 bis 0817

lägen keine Anträge vor. Er hält das Einverständnis des Ausschusses fest, über die
genannten Kapitel gemeinsam abzustimmen.

Kapitel 0804 bis 0817 in gemeinsamer Abstimmung einstimmig
ge nehmigt.
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Kapitel 0823

Fachzentrum Tier

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 08/2 und 08/19 mit zur Beratung auf.

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU legt dar, mit ihrem Änderungsantrag
08/2 begehre die SPD Mittelaufstockungen für Personal im Bereich Wildtier -
monitoring und Wildtierbericht. Hierzu weise er darauf hin, dass die in dem ge-
nannten Änderungsantrag angesetzten Personalkosten zu niedrig kalkuliert seien.
Daher werde die CDU diesem Änderungsantrag nicht zustimmen.

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD äußert, unabhängig von dem Wortbeitrag
seines Vorredners unterstreiche er, dass aus der Sicht der SPD im Bereich Wild-
tiermonitoring und Wildtierbericht ein wesentlich höherer Stellenaufwuchs vorge-
nommen werden müsse. Seine Fraktion halte daher an ihrem Änderungsantrag
08/2 fest.

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP trägt vor, bei solch zukunftweisen-
den Themen müsse der Personalbedarf genau geprüft werden. Ebenso wichtig sei
es seines Erachtens, zu prüfen, an welchen Stellen möglicherweise etwas wegfal-
len oder umressortiert werden könne. Entsprechende Möglichkeiten gebe es im
MLR, den Untergliederungen bzw. Anstalten sicherlich. Vor diesem Hintergrund
werde sich die FDP/DVP bei der Abstimmung über den Änderungsantrag 08/2
der SPD der Stimme enthalten. Dem Änderungsantrag 08/19 der Grünen und der
CDU werde seine Fraktion hingegen zustimmen.

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE bringt zum Ausdruck, die Regierungs-
fraktionen schlügen mit ihrem Änderungsantrag 08/19 in Bezug auf das Jagd- und
Wildtiermanagementgesetz und dessen Umsetzung an drei verschiedenen Stellen
einen Aufwuchs um insgesamt sechs Stellen vor. Er bitte die SPD insofern um
 Erläuterung, als es ihr mit ihrem Änderungsantrag 08/2 um einen Aufwuchs um
vier Stellen in diesem Bereich zu gehen scheine.

Der Abgeordnete der Fraktion der SPD legt dar, der Änderungsantrag 08/2 sei als
Reaktion auf den eingebrachten Haushaltsentwurf zu verstehen. Seine Fraktion
habe nichts dagegen einzuwenden, wenn über die Forderungen dieses Änderungs-
antrags hinausgegangen würde. Insofern sehe die SPD kein Problem darin, einem
weiter gehenden Antrag zuzustimmen.

Der Vorsitzende stellt fest, der Änderungsantrag 08/2 gehe weiter als der Ände-
rungsantrag 08/19, sodass er zunächst über den Änderungsantrag 08/2 abstimmen
lasse.

Der Änderungsantrag 08/2 wird mehrheitlich abgelehnt.

Der Ausschuss stimmt dem Änderungsantrag 08/19 mehrheitlich
zu.

Kapitel 0823 mit den beschlossenen Änderungen einstimmig bei
einigen Enthaltungen genehmigt.

Kapitel 0826

Veterinärwesen

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 08/6, 08/3 und 08/20 mit zur Beratung
auf.

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD äußert, in ihrem Änderungsantrag 08/3
schlage die SPD einen wesentlich höheren Stellenaufwuchs im Bereich des Vete-
rinärwesens vor als die Regierungsfraktionen in ihrem Änderungsantrag 08/20
und die FDP/DVP in ihrem Änderungsantrag 08/6. Auch nach eigenen Unter -
suchungen der Landesregierung fehlten im Land viele Amtstierärzte und Kontrol-
leure. Der Verband der Amtsveterinäre beziffere den Bedarf auf 200 Stellen. Die
SPD bestehe nicht auf dieser Stellenzahl, halte eine deutliche Erhöhung in zwei
Schritten allerdings für dringend nötig. Ein Aufwachsen bis 2019 um lediglich
zehn Stellen, wie es die Regierungsfraktionen in ihrem Änderungsantrag 08/20
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vorsähen, wäre hingegen nicht ausreichend, zumal damit über viele Jahre ein
 Stellendefizit festgeschrieben würde. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP teilt mit, in ihrem Änderungsantrag
08/6 sehe seine Fraktion für das Jahr 2018 einen Aufwuchs um 35 Amtstierarzt-
stellen der Besoldungsgruppe A 14 und für das Jahr 2019 einen Aufwuchs um
weitere 35 solcher Stellen vor. Diese Eingruppierung sollte gewählt werden, um
die Stellen attraktiv zu gestalten. Denn es sei sehr schwierig, Personen für den
 Beruf Amtsveterinär und die damit verbundenen wichtigen Aufgaben zu rekru -
tieren.

In der Zahl der beantragten Stellen unterschieden sich die Änderungsanträge 08/3
und 08/6 nicht. Aufgrund der vorgesehenen Besoldungsgruppe halte er den Ände-
rungsantrag 08/6 seiner Fraktion dennoch für weiter gehend. Daher bitte er darum,
zunächst über diesen Änderungsantrag abstimmen zu lassen.

Die Zahl der Stellen für Amtstierärzte um eine so kleine Zahl aufzustocken, wie
es die Grünen und die CDU in ihrem Änderungsantrag 08/20 vorsähen, hielte er
für beschämend. Angesichts dessen werde sich die FDP/DVP bei der Abstim-
mung über diesen Änderungsantrag der Stimme enthalten.

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU führt aus, der Änderungsantrag 08/20 sei
in Verbindung mit dem Änderungsantrag 08/21 zu sehen, mit dem in Kapitel
0827 – Chemische und Veterinäruntersuchungsämter – ein Aufwuchs um 15 Stel-
len im Jahr 2018 und 20 Stellen im Jahr 2019 beantragt werde. Er fügt hinzu, in
Kapitel 0827 könnten diese Stellen sinnvoll eingesetzt werden. 

Das Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz bitte er um eine
Einschätzung hinsichtlich des Bedarfs an zusätzlichen Stellen.

Ein Abgeordneter der Fraktion der AfD schließt sich den Wortbeiträgen an und
bringt zum Ausdruck, bei dem vergangenen Vogelgrippegeschehen sei Baden-
Württemberg noch einmal glimpflich davongekommen. Möglicherweise stehe
nun ein Ausbruch der Afrikanischen Schweinepest unmittelbar bevor. Vor diesem
Hintergrund signalisiere er für die AfD Zustimmung zu der geplanten Auf-
stockung der Stellenzahl.

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE verweist auf die Änderungsanträge 08/20
und 08/21 der Regierungsfraktionen und ergänzt, seit 2010 sei die Zahl der Stel-
len für Lebensmittelkontrolleure um 154 erhöht worden. Wenn er sich richtig
 erinnere, seien diese Aufstockungen einstimmig vorgenommen worden. Zudem
seien 30 Stellen für Amtstierärzte hinzugekommen. Darüber hinaus sei das Lan-
deskontrollteam „Lebensmittelsicherheit Baden-Württemberg“ eingerichtet wor-
den, für das jährlich Mittel in Höhe von 1,4 Millionen € zur Verfügung stünden.
Vor diesem Hintergrund könnten die in diesem Bereich in den vergangenen Jah-
ren zumeist einstimmig ergriffenen Maßnahmen nicht als „beschämend“ bezeich-
net werden. Er fügt hinzu, die Regierungsfraktionen nähmen dieses Thema ernst
und stellten in verschiedenen Zusammenhängen einen kontinuierlichen Aufbau
sicher. Dies gelte für die Vergangenheit wie auch für die Zukunft.

Der Abgeordnete der Fraktion der FDP/DVP legt dar, vor dem Hintergrund der
Vielzahl der Vorschriften, die in den letzten fünf Jahren seitens der EU und vom
Bund hinzugekommen seien, und angesichts der vorhandenen Kontroll- und
Überwachungsmöglichkeiten bleibe er bei dem Begriff „beschämend“.

Die Ministerialdirektorin im Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucher-
schutz erklärt, die Argumente, die der Abgeordnete der Grünen vorgebracht habe,
halte das Ministerium für absolut zutreffend. Insofern unterstreiche sie die Aus-
führungen des Abgeordneten.

Bei den Regierungspräsidien würden u. a. im Bereich des Veterinärwesens wei -
tere zehn Stellen geschaffen. Als weiteres Argument führe sie an, dass im Zusam-
menhang mit der Evaluierung der Verwaltungsreform im vergangenen Jahr 
20 Millionen € zur Verfügung gestellt worden seien. Auf allen Ebenen werde eine
Verstärkung vorgenommen. Die betreffenden fünf Stellen dürften daher nicht iso-
liert betrachtet werden. Vielmehr müsse eine Gesamtschau über alle Ebenen und
alle finanziellen Mittel erfolgen, um den Effekt zu bewerten.
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Der Abgeordnete der Fraktion der FDP/DVP teilt mit, durch den Wortbeitrag der
Ministerialdirektorin könnte der Eindruck entstehen, die Haushaltsplanaufstellung
sei für das Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz zu vorteil-
haft verlaufen, weshalb vielleicht Kürzungen vorzunehmen seien.

Die Ministerialdirektorin im Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucher-
schutz erläutert, für den gegenwärtigen Zeitpunkt betrachte ihr Haus die Situation
als angemessen. Falls eine Krise aufträte, müsste sich das Ministerium neu
äußern.

Der Vorsitzende stellt fest, der Änderungsantrag 08/6 gehe weiter als die Ände-
rungsanträge 08/3 und 08/20, sodass er zunächst über den Änderungsantrag 08/6
abstimmen lasse.

Die Änderungsanträge 08/6 und 08/3 lehnt der Ausschuss jeweils
mehrheitlich ab.

Dem Änderungsantrag 08/20 wird einstimmig bei einigen Enthal-
tungen zugestimmt.

Kapitel 0826 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 0827

Chemische und Veterinäruntersuchungsämter

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP signalisiert für seine Fraktion Zu-
stimmung zu dem Änderungsantrag 08/21 der Regierungsfraktionen und teilt mit,
die mit diesem Änderungsantrag begehrte Stellenaufstockung befinde sich nach
Ansicht der FDP/DVP an der unteren Grenze.

Dem Änderungsantrag 08/21 wird einstimmig zugestimmt.

Kapitel 0827 mit den beschlossenen Änderungen einstimmig ge-
nehmigt.

Kapitel 0831

Allgemeine Bewilligungen der Landesforstverwaltung

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 08/1, 08/5 und 08/22 mit zur Beratung
auf.

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP trägt den wesentlichen Inhalt der
schriftlichen Begründung des Änderungsantrags 08/5 vor und merkt an, beson-
ders wichtig seien den Antragstellern zusätzliche A-12-Stellen für die Naturpark-
geschäftsstellen.

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD stellt die Zustimmung der Abgeordneten
seiner Fraktion zu diesem Änderungsantrag in Aussicht.

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE betont, die Mittel für die Naturparke
 seien bereits in der vergangenen Legislaturperiode auf 3 Millionen € erhöht wor-
den. Darüber hinaus stünden Mittel aus der Glücksspirale für die Naturparke zur
Verfügung. Hinzu kämen die mit dem Änderungsantrag 08/22 beantragten Mittel
für vier konkrete Projekte u. a. im Zusammenhang mit den Naturparken. Zu er-
wähnen seien ferner 1,5 zusätzliche Stellen pro Naturpark. Er lege auch in seiner
Eigenschaft als offiziell ernannter Naturparkbotschafter, der selbst in einem Na-
turpark wohne, Wert auf die Feststellung, dass die Naturparke mit dem, was sie
bekommen hätten, zufrieden seien und sich ganz ausdrücklich bedankten. Das,
was seitens der Regierungsfraktionen für die Naturparke beantragt worden sei, sei
richtig und gut; der Änderungsantrag 08/5 hingegen werde als nicht sinnvoll an-
gesehen und daher abgelehnt.

Der Abgeordnete der Fraktion der FDP/DVP wirft ein, er werde dies der Arbeits-
gemeinschaft der Naturparke ausrichten.
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Der Vorsitzende begrüßt den zwischenzeitlich im Ausschuss erschienenen Minis -
ter Peter Hauk.

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU führt aus, die Förderung und Unterstüt-
zung der Naturparke, die den beiden Regierungsfraktionen äußerst wichtig sei,
beziehe sich nicht nur auf das, was bisher vorliege, sondern sei viel weiter ge-
hend. Er verweise auf die in der Begründung des Änderungsantrags 08/22 aufge-
führten vier Projekte. Auch aus seiner Sicht seien die Naturparke hoch zufrieden
mit der Unterstützung, die sie bekämen.

Der Abgeordnete der Fraktion der FDP/DVP merkt an, mit dem Änderungsantrag
08/1 werde die Ausweisung zusätzlicher A-13-Stellen begehrt. Ihn interessiere,
ob die entsprechenden Aufgaben nicht durch Beamte des gehobenen Dienstes, die
an der Hochschule für Forstwirtschaft in Rottenburg ausgebildet worden seien,
vielleicht sogar besser als durch Universitätsabsolventen erledigt werden könnten.
Deshalb rege er an, darüber nachzudenken, nur die Hälfte der Neustellen als 
A-13-Stellen und die andere Hälfte als A-10- oder A-11-Stellen bzw. als Stellen
für vergleichbare Angestellte auszubringen. Ihn interessiere, warum die ent -
sprechenden Aufgaben unbedingt von Beamten des höheren Dienstes erledigt
werden müssten.

Der Abgeordnete der Fraktion der SPD merkt an, wichtig sei den Antragstellern,
die Forstverwaltung zu entlasten. Darüber, ob ein Teil der Neustellen im gehobe-
nen Dienst ausgebracht werden sollte, sodass sie mit Absolventen der Hochschule
für Forstwirtschaft in Rottenburg besetzt werden könnten, lasse sich sicher disku-
tieren; grundsätzliche Bedenken hätten die Abgeordneten seiner Fraktion nicht.

Der Minister für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz merkt eingangs an, er
habe nicht damit gerechnet, dass der Einzelplan 08 so zeitig aufgerufen werde, so-
dass er sich verspätet habe, wofür er sich entschuldige.

Weiter führt er aus, die Fraktion der FDP/DVP mache es sich zu einfach, wenn sie
zur Gegenfinanzierung des Änderungsantrags 08/5 eine Mittelkürzung bei einem
von ihr nicht gewollten Projekt, nämlich dem Nationalpark Schwarzwald, vor-
schlage. Dies sehe er nicht als einen ernsthaften Vorschlag für eine Gegenfinan-
zierung an.

Anschließend legt er dar, der Einspareffekt, wenn statt A-13-Stellen A-11-Stellen
geschaffen würden, halte sich in Grenzen. Er weise jedoch darauf hin, dass die 
A-13-Stellen für Beamte mit Leitungstätigkeiten vorgesehen seien. Es werde be-
wusst eine Gleichstellung der Geschäftsführer mit den forstlichen Betriebsleitern
angestrebt, damit es sich bei den Beamten bei den Naturparken, die in der Landes-
forstverwaltung angesiedelt seien, nicht um Beamte zweiter Klasse handle. 

Im Übrigen führe die Bewertung der Neustellen nach A 13 nicht dazu, dass alle
Beamten auf diesen Stellen automatisch nach A 13 besoldet würden. Er verweise
in diesem Zusammenhang darauf, dass die Naturparke ihren Personalbedarf
schriftlich nachgewiesen hätten. Wer engagierte Regionalentwicklung betreiben
wolle, was durch die Naturparke erfolge, könne diese Aufgabe nicht einer ein -
zigen Person übertragen; dafür sei vielmehr stetig mehr Personal erforderlich.
Auch Fremdfirmen allein könnten diese Aufgabe nicht erledigen; denn ohne eine
gesicherte Grundfinanzierung bestünde die Gefahr, sich relativ schnell in eine
Abhängigkeit zu begeben, die im Interesse der Sache nicht gewollt wäre.

Weiter erklärt er, mit dem Änderungsantrag 08/5 werde begehrt, die von der Ar-
beitsgemeinschaft der Naturparke geforderte Mittelaufstockung sofort zu 100 %
zu erfüllen. Er persönlich sei jedoch aus grundsätzlichen Überlegungen heraus
 dagegen, Forderungen, die vorgetragen würden, sofort zu 100 % zu erfüllen. Aus
seiner Sicht werde das Land den Naturparken und der dort zu leistenden zusätz -
lichen Arbeit auch mit einem schrittweisen Stellenaufwuchs gerecht. Es sei sinn-
voll, zunächst zu prüfen, wie sich die ersten zusätzlichen Stellen in der Praxis aus-
wirkten. Über einen weiteren Stellenaufwuchs entsprechend den geäußerten For-
derungen könne nach einer Evaluation entschieden werden, nicht jedoch in vo -
rauseilendem Gehorsam.

Der Abgeordnete der Fraktion der FDP/DVP erkundigt sich danach, ob auch der
Koalitionspartner der Auffassung sei, dass Forderungen nicht sofort zu 100 %
nachgekommen werden sollte.
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Der Minister für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz erklärt, er halte den
derzeitigen Erfüllungsgrad für ausreichend, dass sich die neuen Strukturen ein-
spielten und sichergestellt sei, dass das zusätzliche Personal weitere Aufgaben
verstetigt erledigen könne. In den kommenden Haushaltsberatungen könne über
das weitere Vorgehen entschieden werden.

Der Abgeordnete der Fraktion der GRÜNE erinnert abschließend an den Ände-
rungsantrag 08/22, mit dem begehrt werde, u. a. drei Naturparke zu fördern und
 finanziell besser auszustatten.

Die Änderungsanträge 08/1 und 08/5 werden jeweils mehrheitlich
abgelehnt.

Dem Änderungsantrag 08/22 stimmt der Ausschuss mehrheitlich
zu.

Kapitel 0831 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 0833 einstimmig genehmigt.

Kapitel 0835

Forstliche Versuchs- und Forschungsanstalt

Dem Änderungsantrag 08/23 wird mehrheitlich zugestimmt.

Kapitel 0835 mit den beschlossenen Änderungen einstimmig bei
einigen Enthaltungen genehmigt.

Der Vorsitzende erkundigt sich danach, ob es Fragen zu den Sanierungs- und Er-
haltungsmaßnahmen für den Bereich des Ministeriums für Ländlichen Raum und
Verbraucherschutz gebe.

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP legt dar, die am Haupt- und Land-
gestüt Marbach geleistete Arbeit werde allseits geschätzt. Bekanntermaßen sei es
auf dem Gestütshof St. Johann zu einem Großbrand gekommen. Ihn interessiere,
ob die erforderlichen Finanzmittel bereitstünden, um beim Wiederaufbau nicht
nur den bisherigen Stand wiederherzustellen, sondern eine zukunftsfähige Lösung
zu verwirklichen, was jedoch höhere Kosten verursache als die Beseitigung des
Brandschadens.

Der Minister für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz erklärt, der Brandfall
habe nicht unmittelbar etwas mit der anstehenden Sanierung der unter Denkmal-
schutz stehenden und vermutlich ältesten noch in Betrieb befindlichen histori-
schen Wasserleitung in Baden-Württemberg zu tun, die der Wasserversorgung
des Gestütshofs diene. Aufgabenträger sei das Land Baden-Württemberg und so-
mit das Ministerium für Finanzen, doch das Vorhaben ressortiere beim Ministe -
rium für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz.

Auf den Brandfall habe das Ministerium für Finanzen direkt reagiert und die Ent-
sorgung dessen, was auf dem Gestütshof verbrannt sei, sichergestellt. Menschen
und Tiere seien bei dem Brand glücklicherweise nicht zu Schaden gekommen.
Nunmehr nähmen die Versicherungen ihre Arbeit auf. Deshalb lasse sich noch
nicht abschätzen, wann mit dem Wiederaufbau begonnen werden könne. Unstrei-
tig sei, dass ein Wiederaufbau erfolge; dieser sei wiederum eine Sache des Einzel-
plans 12 und falle in die Ressortzuständigkeit des Ministeriums für Ländlichen
Raum und Verbraucherschutz. Er gehe davon aus, dass dies dann auch erledigt
werde. Im Übrigen verfüge das Haupt- und Landgestüt Marbach über deutlich
mehr als 200 Gebäude, die fast alle unter Denkmalschutz stünden; dem Land gin-
gen die Aufgaben im Bereich der Sanierung von Gebäuden somit nicht aus.

Der Abgeordnete der Fraktion der FDP/DVP äußert, das, was der Minister gerade
mitgeteilt habe, sei sehr erfreulich. Ihm gehe es darum, dass, wenn bei einem
 Gebäude unabhängig davon, ob es sich um ein historisches Gebäude handle, ein
Brandschaden aufgetreten sei, die Versicherungssumme in der Regel nicht aus -
reiche, um nicht nur den Brandschaden zu beseitigen, sondern in diesem Zusam-
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menhang gleich auch noch die eine oder andere Zukunftsinvestition mitzufinan-
zieren, die erforderlich sei, damit das wieder aufgebaute Gebäude zukunftsfähig
sei. Denn die Versicherung reguliere lediglich den eingetretenen Schaden. Des-
halb interessiere ihn, ob das Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucher-
schutz wünsche, dass im Zusammenhang mit dem Wiederaufbau auch Zukunfts -
investitionen erledigt würden, und ob das Ministerium für Finanzen bereit sei, die
dafür erforderlichen zusätzlichen Mittel bereitzustellen.

Der Minister für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz stellt klar, das in Rede
stehende Gebäude diene nicht der Unterbringung von Tieren oder Menschen. Es
handle sich vielmehr lediglich um einen Getreidespeicher. Deshalb werde der
Wiederaufbau sicherlich keine ergänzenden Investitionen erfordern, die zu Ge-
samtkosten führten, die deutlich über der Versicherungssumme lägen. Es werde
lediglich ein Getreidespeicher wieder aufgebaut, allerdings unter den denkmal-
schutzrechtlichen Vorgaben.

Der Vorsitzende stellt fest, es bestünden keine weiteren Fragen. Er schließt die
Beratung des Einzelplans 08 mit einem Dank an die Vertreterinnen und Vertreter
des Ministeriums für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz.

10. 12. 2017

Dr. Albrecht Schütte
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